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Vorblatt 


Berufliche Bildung 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung) 


A. Problem 

Die durch das Berufsbildungsgesetz begründeten außerschuli- 
schen beruflichen Bildungsmaßnahmen (Ausbildung, Fortbil- 
dung, Umschulung) führen in den einzelnen Wirtschaftszweigen 
und Berufen zu unterschiedlichen Belastungen, über deren Höhe 
keine Daten zur Verfügung stehen. 


B. Lösung 

Deshalb sollen eine Sachverständigenkommission mit einer 
Untersuchung über die Kosten und die Finanzierung der beruf- 
lichen Bildung in den verschiedenen Berufen und Wirtschafts- 
zweigen beauftragt und die Bundesregierung um Vorschläge 
für eine gleichrangige Finanzierung der beruflichen Bildung in 
den Einzelbetrieben ersucht werden. 


C. Alternativen 

Keine, 


D. Kosten 

Keine. 
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A, Bericht des Abgeordneten Dr. Böhme 


I. Allgemeines 

Der federführende Ausschuß für Arbeit und So- 
zialordnung erörterte die Drucksache VI/741 in sei- 
ner 26. Sitzung am 17. September 1970. Mitberatend 
hatte der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
die Drucksache in seiner 18. Sitzung am 16. Juni 
1970 behandelt. 

Die Bildungsexplosion läßt heute immer dring- 
licher die Frage nach Übersicht über die Kosten auch 
der Berufsausbildung aufkommen. Deshalb kamen 
bei der Beratung beide Ausschüsse zu der Erkennt- 
nis, daß es notwendig ist zu prüfen, ob und in wel- 
cher Weise die Kosten der beruflichen Bildung zwi- 
schen den bildungsintensiven und den nicht bil- 
dungsintensiven Betrieben besser verteilt werden 
sollen. Zu diesem Zweck muß die Belastung der ein- 
zelnen Betriebe durch Kosten der beruflichen Bil- 
dung untersucht werden. Während im schulischen 
Bereich die öffentlichen Haushalte Auskünfte über 
die Kosten der beruflichen Bildung geben können, 
sind im außerschulischen Bereich keine entsprechen- 
den Daten vorhanden. Das gleiche gilt für überbe- 
triebliche, der „Verschulung" entgegenwirkende Be- 
rufsbildungsinstitutionen. 

Auch in den Empfehlungen der Bildungskommis- 
sion des Deutschen Bildungsrates zur Verbesserung 
der Lehrlingsausbildung von 1969 wird darauf hin- 
gewiescn, daß kaum aussagefähige Untersuchungen 
etwa Über die Höhe der Kostenbelastung der Be- 
triebe, über die Konjunkturabhängigkeit der Aus- 
gaben, den wahrscheinlichen Kostenaufwand bei 
Anwendung der Mindestnormen etc. vorliegen. In 


! der Frage nach einer Kostenübersicht stimmen BDA, 

I BDI, Deutscher Handwerkertag und DIHT mit der 
Kritik des Bildungsrates für die Lehrlingsausbildung 
überein. 

Beide Ausschüsse sind der Überzeugung, daß die 
Bildung einer Sachverständigenkommission zur 
Durchführung der Untersuchung erforderlich ist. 
Von der Aufgabe her könnte diese Untersuchung 
zwar dem Bundesinstitut für Berufsbildungsfor- 
schung überlassen werden. Da dieses Institut jedoch 
noch eine längere Anlaufzeit benötigt und einer 
Fülle von Aufgaben gegenüber stehen wird, ist die 
Bildung einer Sachverständigenkommission schon 
zur Beschleunigung der Untersuchung angebracht. 
Es ist damit nicht ausgeschlossen, daß das Institut 
bei der Untersuchung Hilfe leistet; dies könnte im 
Zusammenhang mit dem Problem der Auskunfts- 
pflicht der Betriebe wünschenswert sein. Der Bil- 
dung einer Sachverständigenkommission steht auch 
nicht entgegen, daß sich der Bundesausschuß für Be- 
rufsbildung mit der Finanzierungsfrage befassen 
wird und daß die Bundesregierung andere Aufträge 
zur Untersuchung der Finanzierungsfrage vergibt, 
die dem Ziel der hier erörterten Untersuchung zu- 
geordnet sind. 

II. Zu den Punkten des Beschlußentwurfs 
im einzelnen 

Zu Nummer 1 

Die Untersuchung soll sich auf die Kosten und 
die Finanzierung „der beruflichen Bildung", also 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdi ackerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/1198 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


der beruflichen Ausbildung, Fortbildung und Um- 
schulung erstrecken. Der federführende Ausschuß 
hält eine so umfassende Untersuchung für notwen- 
dig, zumal Aus- und Weiterbildung vielfach inein- 
ander übergehen und kaum zu trennen sind. Der 
federführende Ausschuß vertritt jedoch die Auffas- 
sung, daß Leistungen des Staates sowie die Lei- 
stungen der Bundesanstalt für Arbeit zur Förderung 
der individuellen beruflichen Bildung bei dieser Un- 
tersuchung nicht zu berücksichtigen sind. Für den 
Erfolg der Sachverständigenkommission wird von 
entscheidender Bedeutung sein, ob es gelingt, den 
notwendigen Einblick in die Kostenstruktur der zu 
untersuchenden Unternehmen zu gewinnen. Das 
sollte bei der Auswahl der Sachverständigen be- 
rücksichtigt werden. 


Zu Nummer 2 

Der federführende Ausschuß ist der Ansicht, daß 
der Zeitraum bis zum 31. Dezember 1971 für die Un- 
tersuchung und den Bericht der Bundesregierung 
angesichts der notwendigen umfangreichen Erhe- 
bungen in den Betrieben unbedingt benötigt wird. 
— Der Anregung des mitberatenden Ausschusses, 
Nummer 2 des Beschlußentwurfs einfacher zu fassen 
(vgl. 16. Ausschuß/Protokoll Nr. 18), ist der feder- 
führende Ausschuß nicht gefolgt, um den Text mög- 
lichst klar zu gestalten. 


Bonn, den 17. September 1970 


Dr. Böhme 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache Vl/741 — mit der Maß- 
gabe anzunehmen, daß in Nummer 2 Satz 1 der 
Termin „31. März 197U' in „Ende 1971" geändert 
wird. 


Bonn, den 17. September 1970 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 


Dr. Schellenberg 

Vorsitzender 


Dr. Böhme 

Berichterstatter 
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